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Vorwort 

Das Rettungswesen ist ein (landesrechtlicher) Bereich, der in der juristischen 
Wissenschaft kaum Aufmerksamkeit erflihrt. Diesem Mangel soll mit dieser 
Arbeit, die der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-
Universität zu Münster als Dissertation vorgelegen hat, ein wenig abgeholfen 
werden. 

Zu der Abhilfe wäre es sicher nicht gekommen, wenn der Malteser Hilfs-
dienst in Bonn mich nicht während des Studiums zum Rettungssanitäter ausge-
bildet und mich sodann mit der rechtlichen Unterweisung seiner Zivildienstlei-
stenden betraut hätte. Ganz besonderen Anteil an der Schaffung meiner "medi-
zinischen" Voraussetzungen haben Herr Dr. med. Ulrich Heister und mein 
Bruder, Herr Dr. med. Christian Schulte, gehabt, beide tätig an den Universi-
tätsklinken in Bonn. Sie haben mir auch auf Fragen zum rettungsdienstlichen 
Alltag zuverlässig und bereitwillig Auskunft gegeben. 

Dem Dank muß sogleich eine Bitte um Nachsicht folgen, denn das Ergebnis 
meiner Untersuchung kann - jedenfalls zunächst - meiner Ausbildungsorgani-
sation sicher nur wenig gefallen. Aber schon in der Klassik wußte man, daß 
man sich auch mit Undankbaren einlassen muß, um einen Dankbaren zu fm-
den: est tanti, ut gratum invenias, experiri et ingratos! 

Dank gebührt auch meinem akademischen Lehrer und Doktorvater Prof Dr. 
Dirk Ehlers vom Institut für Öffentliches Wirtschaftsrecht an der Westfälischen 
Wilhelms-Universität zu Münster, der die Arbeit vorbildlich betreut hat. Er hat 
mir nicht nur vorbehaltlos seine Bibliothek geöffnet, sondern war auch bei 
Fragen und Nöten im Doktorandenalltag stets ansprechbar. Zu Dank bin ich 
ebenfalls Herrn Prof Dr. Janbernd Oebbecke vom Lehrstuhl fiir Öffentliches 
Recht und Verwaltungs lehre verpflichtet, der das Zweitgutachten mit überobli-
gationsmäßigem Engagement verfaßt hat. Schließlich bedanke ich mich bei 
Herrn Rechtsanwalt Horst Wüstenbecker, der mir drei Jahre Gelegenheit gab, 
an den Alpmann & Schmidt-Skripten im Öffentlichen Recht mitzuwirken; er 
hat mir damit Abwechselung und Selbstvertrauen zugleich verschafft. 

Maßgeblich zum Erfolg der Arbeit und des ihr vorausgehenden Studiums 
haben die beiden Stiftungswerke beigetragen, die mir ihre ideelle und materi-
elle Förderung zukommen ließen. Im Studium durfte ich mich zu den Stipen-
diaten der Bischöflichen Studienilirderung Cusanuswerk und der Studienstif-
tung des deutschen Volkes zählen. Für das Promotionsstipendium geht mein 
Dank wiederum an die Studienstiftung des deutschen Volkes. 
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Den Herausgebern sei für die Aufnahme in diese Schriftenreihe gedankt. 
Daß die Arbeit hier auch erscheinen kann, ist auf die großzügige fmanzielle 
Unterstützung der Universität Münster zurückzuführen. 

Das Manuskript wurde - von wenigen Ausnahmen abgesehen - im Dezem-
ber 1997 abgeschlossen. 

Bonn, im August 1999 Martin Schulte 
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§ 1 Einleitung 

I. Untersuchungsinteresse 

Ein jüngst vom Bundesgesundheitsministerium im Zuge der Gesundheits-
strukturreform in Auftrag gegebenes Gutachten I kam zu dem Ergebnis, daß im 
Rettungsdienst jährlich Wirtschaftlichkeitsreserven von 500 Millionen bis 
I Milliarde DM vorhanden seien. Bei einem Jahresgesamtbudget von etwa 
2,8 Milliarden DM ergäbe dies ein Einsparpotential zwischen 20 und 30 %2. 
Dennoch ist im Rettungsdienst, anders als in den meisten anderen Bereichen 
des Gesundheitswesens, eine überdurchschnittliche Kostensteigerung zu ver-
zeichnen. Besonders steil stieg die Ausgabenkurve in den 90er Jahren an. 

Genau zu dieser Zeit entließ der Bund die Regelung von Notfallrettung und 
Krankentransport, die außerhalb, d. h. im Wettbewerb mit dem landesrechtlich 
geregelten öffentlichen Rettungsdienst, durchgefiihrt werden, aus seiner Gesetz-
gebungskompetenz und gab sie vollständig zurück in die Hand der Länder3• In-

I DennerleiniSchneider: Wirtschaftlichkeitsreserven im Rettungsdienst der Bundes-
republik Deutschland, Gutachten der Beratungsgesellschaft rur angewandte Systemfor-
schung mbH Augsburg (BASYS), 1995; Wirtschaftlichkeitsreserven ebenfalls bejahend: 
Bergmann-Pohl, BT-Dr. 12/4997 S. 34. 

2 DennerleiniSchneider (Anm. I), S. 110; Dalhoff/Rau, Finanzierungsregelungen im 
Rettungsdienst: Gegenwart und Zukunftsperspektiven, in: NZS 1995, 153 [154]. 

3 Sechstes Gesetz zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes vom 25.07.1989 
(BGBI I S. 1547), 

Artikel 1 
§ lAbs. 2 erhält folgende Fassung: 
,,(2) Diesem Gesetz unterliegen nicht Beförderungen ( ... ) 
mit Krankenkraftwagen, wenn damit kranke, verletzte oder sonstige hilfsbedürftige 

Personen befördert werden, die während der Fahrt einer medizinisch-fachlichen Betreu-
ung oder der besonderen Einrichtungen des Krankenkraftwagens bedürfen oder bei de-
nen solches auf Grund ihres Zustandes zu erwarten ist." 

Artikel 2 
Die Gewerbeordnung dindes findet auf Beförderungen im Sinne des § lAbs. 2 Nr. 2 

( ... ) keine Anwendung. 
Artikel 3 
Die Länder können Regelungen über die Beförderungen mit Krankenkraftwagen im 

Sinne des § lAbs. 2 Nr. 2 ( ... ) erlassen. Soweit solche Regelungen erlassen werden, 
sind die Vorschriften des Personenbeförderungsgesetzes und der Gewerbeordnung nicht 
mehr anzuwenden. 
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folgedessen novellierten alle Bundesländer in der Zeit von 1990 bis 1994 ihre 
Rettungsdienstgesetze. 

Neben organisatorischen Fragen war Kernpunkt der Neufassungen die Ein-
fiihrung einer Genehmigungspflicht fiir private Unternehmer, die sich in Kran-
kentransport und Notfallrettung betätigen wollen. Außer von subjektiven Vor-
aussetzungen ist die Zulassung nunmehr von Umständen abhängig, die der 
Unternehmer nicht selbst beeinflussen kann, also von objektiven Bedingungen. 
Genehmigungen werden nur erteilt, wenn die Funktionsflihigkeit des bereits be-
stehenden öffentlichen Rettungsdienstes durch die Neuzulassung nicht geflihr-
det wird.4 

Diese, aus dem Bereich der Taxenlizenzen vertraute Materie weist jedoch in 
mehrfacher Hinsicht Besonderheiten auf. 

Anders als bei Taxenlizenzen tritt die öffentliche Hand im Bereich des Ret-
tungswesens gleichzeitig in allen Formen auf, in denen der Staat am Wirt-
schaftsleben beteiligt sein kann: I. als institutioneller Nachfrager rettungs-
dienstlicher Leistungen 2. als Leistungsanbieter gegenüber den Bürgern 3. als 
überwachender Genehmigungsverteiler. 

Eine weitere Eigentümlichkeit ergibt sich daraus, daß die Gesetzesneufas-
sungen auf seit fast 50 Jahre bestehende Strukturen treffen, die wesentlich von 
den großen privaten gemeinnützigen Hilfsorganisationen (Arbeiter-Samariter-
Bund [ASB], Deutsches Rotes Kreuz [DRK], Johanniter-Unfallhilfe [JUH], 
Malteser Hilfsdienst [MHD] und Deutsche Lebensrettungsgesellschaft 
[DLRG]) geprägt worden sind. Von einer bundesweiten Einheitlichkeit ist man 
jedoch weit entfernt, denn es gibt auf grund historischer Vorbedingungen so-
wohl zwischen den einzelnen Ländern als auch zwischen deren Regionen zum 
Teil erhebliche Unterschiede. 

Obwohl gleichfalls aus Privaten bestehend, hat dieses Oligopol es verstan-
den, seine Marktmacht zu bewahren und den Status quo gegen unliebsame ge-
winnorientierte, aber gleichwohl durchweg preisgünstigereS Konkurrenz fak-
tisch gesetzlich absichern zu lassen6• Hierzu mag beigetragen haben, daß auf 
der Nachfrageseite - zumindest in finanzieller Hinsicht - ebenfalls nur ein sehr 
kleiner Kreis steht, nämlich vor allem die gesetzlichen Krankenkassen, die 

4 Vgl. unten S. 155 ff. 
5 Dalhoff/Rau (Anm. 2) S. 154; Bergmann-Pohl (Anm. I) S. 35. 
6 V gl. die ganz offene Darstellung bei Fuhrmann, Rechtsentwicklungen und 

-probleme im Bereich des Rettungswesens, in: Der Städtetag 1989, S. 31: "Durch ge-
meinsame Aktivitäten der Länder, der kommunalen Spitzenverbände und der Hilfsorga-
nisationen konnte erreicht werden, daß die ursprünglich im Entwurf des Gesundheitsre-
forrngesetzes zu Lasten des öffentlichen Rettungsdienstes vorgesehenen erheblichen Er-
schwernisse zu einem großen Teil beseitigt worden sind." 
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größter Finanzier des Rettungsdienstes sind. Allerdings ist zu prognostizieren, 
daß von seiten dieser Nachfrager größere Dynamik in den Wettbewerb getragen 
werden wird, nachdem die Fahrtkostenübernahme in der "Dritten Stufe der Ge-
sundheitsreform" durch das Zweite Gesetz zur Neuordnung der gesetzlichen 
Krankenversicherung (2. NOG) jedenfalls zum Teil um einen Selbstbehalt der 
Patienten geschmälert wird7• 

Im Rahmen dieser Arbeit soll untersucht werden, ob die neugefaßten Lan-
desrettungsdienstgesetze besonders hinsichtlich der Durchfiihrungsbeauftra-
gung und der Zulassungsbeschränkungen von privaten Unternehmern einer 
Prüfung am einfachen, Verfassungs- und Europarecht standhalten. Anlaß hierzu 
ist auch die Entstehung des nordrhein-westflilischen Rettungsdienstgesetzes, 
von dem Abgeordnete selbst sagen, daß "selten ein Gesetz so schlampig vorbe-
reitet worden sei wie dieses"s. 

11. Gang der Untersuchung 

Zur Grundlegung der folgenden Ausfiihrungen soll nach Klärung der Begrif-
fe (§ 2) zunächst die tatsächliche und rechtliche Entwicklung des Rettungswe-
sens in der Bundesrepublik Deutschland und der ehemaligen DDR vor und 
nach der Neufassung der Rettungsdienstgesetze dargestellt werden (§ 3). Die 
Kenntnis der überkommenen Strukturen ist notwendig, um die geltenden Re-
gelungen einordnen und bewerten zu können. 

Im Hauptteil wird geprüft, inwieweit Private Anspruch auf Mitwirkung im 
öffentlichen Rettungsdienst (§ 4) oder auf Zulassung neben dem öffentlichen 
Rettungsdienst (§ 5) haben. Dabei interessiert vor allem die Vereinbarkeit der 
jeweiligen objektiven Zulassungsbeschränkungen und der anzulegenden Krite-
rien bei der Auswahl der am öffentlichen Rettungsdienst Beteiligten mit Bun-
des- und Europarecht (§ 6). Auf bundesrechtlicher Ebene sind dies vor allem 
Art. 12 und Art. 3 GG sowie das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB). Europarechtlich wird insbesondere auf die NiederIassungsfreiheit 
(Art. 52 ff. EGV) und die Dienstleistungsfreiheit (Art. 59 ff. EGV) eingegan-
gen. In prozessualer Hinsicht sollen die Rechtsschutzmöglichkeiten der bereits 
etablierten und der auf den Markt drängenden Organisationen und Unterneh-
men beleuchtet werden (§ 7). 

7 "Dritte Stufe der Gesundheitsreform schon zum Jahreswechsel", Frankfurter All-
gemeine Zeitung vom 26. Sept. 1996, S. 2; "Union will das Reformgesetz zum Gesund-
heitswesen ändern", Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 5. Dez. 1996, S. 15; "Koaliti-
on korrigiert die Gesundheitsreform", Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 6. Dez. 
1996, S. 17; "Strengere Richtlinien rur Krankengymnastik und Massagen", Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 31. Jan. 1997. 

8 Abgeordnete Kuhl und Arentz, Plenarprotokoll des LT NRW 11/77, S. 9645. 

2 Schulte 
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